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Sehr geehrte/r Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a 

Entscheidungen zur Berücksichtigung von Zins- und 

Tilgungsleistungen bei einer Grundstücksübertragung gegen 

Vorbehaltsnießbrauch und zur umsatzsteuerlichen Behandlung 

von Gutscheinen. 

 

 
 

 

Aktuelle 

Entscheidungen 
 

 

 

Vorbehaltene Zins- und Tilgungsleistungen mindern den 

Wert eines Nießbrauchsrechts nicht 

Bei einer Grundstücksübertragung gegen Vorbehaltsnießbrauch 

mindern die vom Nießbraucher weiterhin persönlich zu 

tragenden Zins- und Tilgungsleistungen nicht den nach § 10 Abs. 

5 ErbStG zu berücksichtigenden Wert des Nießbrauchsrechts. 

Dies hat der 3. Senat des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 

27. August 2020  (Az. 3 K 722/16 Erb) entschieden. 

Der Kläger hatte von seiner Mutter deren vermieteten 

Grundbesitz im Wege der Schenkung erhalten, wobei sich seine 

Mutter ein lebenslängliches und unentgeltliches 

Nießbrauchsrecht vorbehalten hatte. Die auf dem Grundbesitz 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/3_K_722_16_Erb_Urteil_20200827.html


lastenden Verbindlichkeiten übernahm der Kläger nur mit 

dinglicher Wirkung. Persönliche Schuldnerin blieb seine Mutter, 

die die Zins- und Tilgungszahlungen für die Verbindlichkeiten 

weiter leistete. In seiner Schenkungsteuererklärung zog der 

Kläger den Nießbrauch erwerbsmindernd ab. Das Finanzamt 

war der Auffassung, dass das Nießbrauchsrecht zwar 

grundsätzlich abzugsfähig sei, bei der Ermittlung des 

abzuziehenden Betrages aber die weiterhin von der Mutter des 

Klägers zu leistenden Zins- und Tilgungszahlungen zu 

berücksichtigen seien und deshalb der Nießbrauch nur mit 

einem entsprechend niedrigeren Wert abzugsfähig sei, wodurch 

sich der zu zahlende Steuerbetrag entsprechend erhöhte. 

Der hiergegen erhobenen Klage hat der 3. Senat des 

Finanzgerichts Münster stattgegeben. Die Kapitalisierung des 

gemäß § 10 Abs. 5 ErbStG erwerbsmindernd zu 

berücksichtigenden Nießbrauchs erfolge, so der Senat, gemäß 

§ 12 Abs. 1 ErbStG i.V.m. § 14 Abs. 1 Satz 1 BewG mit dem 

Vielfachen des Jahreswerts. Der Jahreswert des Nießbrauchs 

an einem Grundstück umfasse die Nutzungen des 

Grundbesitzes, die der Nießbraucher zu ziehen berechtigt sei. 

Dieser Jahreswert sei im Wege der Schätzung zu ermitteln, 

wobei von den Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung 

auszugehen sei und die vom Nießbraucher zu tragenden 

Aufwendungen grundsätzlich abzuziehen seien. Im Streitfall 

habe der Kläger die Verbindlichkeiten aber nicht persönlich 

übernommen und sei durch die Verbindlichkeiten und die damit 

verbundenen Zins- und Tilgungsleistungen weder rechtlich noch 

tatsächlich belastet gewesen. Der Kläger sei durch die Zins- und 

die Tilgungsleistungen seitens der Schenkerin auch n icht 

bereits zum Zeitpunkt der Grundbesitzübertragung bereichert 

worden. 

Der vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof 

unter dem Az. II R 30/20 anhängig. 



Aufhebung der Wegzugsbesteuerung nach 

Anteilsveräußerung setzt die Abgabe einer Steuererklärung 

im Zuzugsstaat voraus 

Ein Einkommensteuerbescheid, mit dem ein fiktiver 

Veräußerungsgewinn von Kapitalgesellschaftsanteilen aufgrund 

eines Wegzugs ins EU-Ausland festgesetzt wurde, wird 

aufgehoben, wenn die Anteile später zu einem niedrigeren Wert 

verkauft werden und die Wertminderung im Zuzugsstaat „nicht 

berücksichtigt“ wird (§ 6 Abs. 6 Satz 1 AStG). Der 5. Senat des 

Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 17. September 2020 

(Az. 5 K 3356/17 E) entschieden, dass diese Regelung nicht 

eingreift, wenn im Zuzugsstaat keine Steuererklärung 

abgegeben wird. 

Die zusammenveranlagten Kläger zogen im Streitjahr 2012 von 

Deutschland nach Österreich. Zu diesem Zeitpunkt hielt der 

Kläger 50 % der Gesellschaftsanteile an einer inländischen 

GmbH, deren gemeiner Wert zum Wegzugszeitpunkt höher war 

als die Anschaffungskosten. Das Finanzamt erfasste den sich 

daraus ergebenden fiktiven Veräußerungsgewinn im Rahmen 

des Einkommensteuerbescheids für 2012 und stundete die 

festgesetzte Steuer nach § 6 Abs. 5 AStG. Im Jahr 2016 

veräußerte der Kläger die Anteile und erzielte hierbei einen 

niedrigeren als den im Jahr 2012 zugrunde gelegten fiktiven 

Veräußerungsgewinn. Die Wertminderung war betrieblich 

bedingt. Aufgrund der Veräußerung widerrief das Finanzamt die 

Stundung. 

Die Kläger beantragten daraufhin die Änderung des 

Einkommensteuerbescheids für 2012 nach § 6 Abs. 6 Satz 1 

AStG i.V.m. § 175 Abs. 1 Satz 2 AO. Dies lehnte das Finanzamt 

unter Hinweis auf eine mögliche Berücksichtigung der 

Wertminderung in Österreich ab. Zur Begründung ihrer Klage 

führten die Kläger aus, dass der Kläger im Jahr 2016 lediglich 

Renteneinkünfte erzielt habe, die nach den DBA-Regelungen in 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_3356_17_E_Urteil_20200917.html


Deutschland zu besteuern seien. Da er aus gesundheitlichen 

Gründen nicht mehr erwerbstätig sei, werde er auch in Zukunft 

in Österreich keine Einkünfte erzielen, sodass eine 

Berücksichtigung der Wertminderung in Form von 

Verlustvorträgen ins Leere ginge. Deshalb hätten die Kläger in 

Österreich keine Steuererklärungen abgegeben. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Die Beteiligten seien zunächst 

übereinstimmend zutreffend davon ausgegangen, dass der 

Wegzug nach Österreich eine Besteuerung nach § 6 Abs. 1 

AStG ausgelöst habe, dass die Steuer zu stunden sei und dass 

die Veräußerung gemäß § 6 Abs. 5 Satz 4 Nr. 1 AStG zu einem 

Widerruf der Stundung führe. Die Voraussetzungen für die 

beantragte Änderung des Einkommensteuerbescheids für 2012 

gemäß § 6 Abs. 6 Satz 1 AStG i.V.m. § 175 Abs. 1 Satz 2 AO 

lägen jedoch nicht vor. Zwar sei der tatsächlich im Jahr 2016 

erwirtschaftete Veräußerungsgewinn niedriger als der im Jahr 

2012 zugrunde gelegte fiktiven Veräußerungsgewinn und diese 

Wertminderung sei auch unstreitig betrieblich veranlasst. Die 

Kläger hätten jedoch nicht nachgewiesen, dass die 

Wertminderung bei der Einkommensbesteuerung in Österreich 

nicht berücksichtigt worden sei. Eine solche 

Nichtberücksichtigung setze eine erfolglose Beantragung im 

Zuzugsstaat voraus. Nur dan n könne der Zuzugsstaat eine 

Entscheidung über die steuerliche Berücksichtigung treffen. 

Nach der Gesetzesbegründung sei sogar erforderlich, dass eine 

Verlustberücksichtigung im Zuzugsstaat rechtlich nicht möglich 

sei; Österreich gewähre allerdings die Möglichkeit eines 

Verlustvortrags hinsichtlich der Veräußerung von 

Kapitalgesellschaftsanteilen. Ein anderes Verständnis würde 

letztlich auf ein Wahlrecht hinsichtlich der Berücksichtigung des 

Verlusts im Inland oder Ausland eröffnen, was dem Sinn und 

Zweck der Regelung widerspräche. 



Unerheblich sei, dass der Kläger keine in Österreich zu 

besteuernden Einkünfte erzielt habe und auch in Zukunft 

voraussichtlich nicht erzielen werde. Der Begriff der 

„Berücksichtigung der Wertminderung“ sei dahingehend weit 

auszulegen, dass auch die abstrakte Möglichkeit einer 

Berücksichtigung im Rahmen eines Verlustvortrages genüge. 

Hierfür spreche, dass eine vollständige wirtschaftliche 

Kompensation der in Deutschland ausgelösten 

Wegzugsbesteuerung durch eine Verlustberücksichtigung im 

Ausland bereits wegen der Unterschiede im Steuersatz und im 

Besteuerungssystem (Teileinkünfteverfahren) nicht stattfinde. 

Diese Auslegung verstoße auch nicht gegen die 

Niederlassungsfreiheit. Nach der hierzu ergangenen 

Rechtsprechung des EuGH sei eine Besteuerung nicht 

realisierter Wertzuwächse im Wegzugsstaat ohne 

Berücksichtigung später eintretender Wertminderungen im 

Zuzugsstaat zulässig. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

Optionsverschonung kann bei einheitlicher Schenkung 

mehrerer KG-Anteile nur einheitlich angewendet werden  

Der 3. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 10. 

September 2020 (Az. 3 K 2317/19 Erb) entschieden, dass die 

Verwaltungsvermögensquote bei der einheitlichen Schenkung 

mehrerer Kommanditanteile für jeden Anteil gesondert zu 

ermitteln ist, der Antrag auf Optionsverschonung nach § 13a 

Abs. 8 ErbStG a.F. nur einheitlich für die gesamte Schenkung 

gestellt werden kann. 

Die Mutter der Klägerin schenkte ihr im Jahr 2010 Anteile an vier 

Kommanditgesellschaften. Nach den gesonderten 

Feststellungen der Anteilswerte lagen die 

Verwaltungsvermögensquoten für drei Anteile unter 10 % und für 

einen Anteil über 10 %. Die Klägerin beantragte die vollständige 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/3_K_2317_19_Erb_Urteil_20200910.html


Steuerbefreiung nach § 13a Abs. 8 ErbStG a.F. (sog. 

Optionsverschonung). Diese gewährte das Finanzamt nur im 

Hinblick auf die drei Kommanditanteile, deren 

Verwaltungsvermögensquoten unter 10 % lagen. Den vierten 

Anteil behandelte es demgegenüber als voll steuerpflichtig. Zur 

Begründung ihrer hiergegen erhobenen Klage führte die 

Klägerin aus, dass bei einheitlicher Stellung des Antrags auf 

Optionsverschonung auch die Verwaltungsvermögensquote 

einheitlich ermittelt werden müsse. Insgesamt läge diese für alle 

vier Anteile unter 10 %. Hilfsweise sei für den vierten Anteil 

wenigstens die Regelverschonung von 85 % zu gewähren. 

Das Gericht hat die Klage abgewiesen. Der 3. Senat des 

Finanzgerichts Münster hat zunächst ausgeführt, dass die für die 

Inanspruchnahme der Optionsverschonung höchstens zulässige 

Verwaltungsvermögensquote von 10 % für jeden 

Kommanditanteil gesondert zu ermitteln sei. Dies ergebe sich 

aus dem allgemeinen Grundsatz des Bewertungsrechts, dass 

jede wirtschaftliche Einheit für sich zu bewerten sei. Diese 

Voraussetzung sei bei einem der vier erworbenen Anteile nicht 

erfüllt. 

Nach dem Gesetzeswortlaut könne der Antrag auf 

Optionsverschonung bei einer einheitlichen Schenkung 

mehrerer wirtschaftlicher Einheiten nur für die gesamte 

Schenkung einheitlich gestellt werden. Eine Inanspruchnahme 

der Regelverschonung für einzelne wirtschaftliche Einheiten 

komme nicht in Betracht. Dies folge unter anderem daraus, dass 

der Antrag auf Optionsverschonung nur unwiderruflich erklärt 

werden könne, was einen Rückfall auf die Regelverschonung 

ausschließe. 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof 

unter dem Az. II R 25/20 anhängig. 



Verkauf von Gutscheinen ist eine umsatzsteuerbare 

Leistung 

Mit Urteil vom 17. September 2020 (Az. 5 K 1404/18 U) hat der 

5. Senat des Finanzgerichts Münster entschieden, dass der 

Verkauf von Gutscheinen für Freizeiterlebnisse über das Internet 

eine steuerbare Leistung an den Kunden und keine 

Vermittlungsleistung an den Veranstalter darstellt. 

Der Kläger betrieb in den Streitjahren 2013 und 2014 ein 

Internetportal, auf dem er verschiedene Freizeiterlebnisse anbot. 

Die Inanspruchnahme setzte den Erwerb eines Gutscheins 

voraus, die der Kläger im eigenen Namen und für eigene 

Rechnung verkaufte. Über das Internetportal konnten die 

Erwerber das Erlebnis auswählen und Termine vereinbaren. Die 

hierfür erforderlichen Informationen stellte der Kläger den 

Kunden zur Verfügung. Für den Fall der Inanspruchnahme der 

Leistung durch einen Gutscheininhaber leitete der Kläger den 

entsprechenden Betrag unter Abzug einer 

„Vermittlungsprovision“ an den jeweiligen Veranstalter weiter 

und erteilte hierüber eine Gutschrift mit Umsatzsteuerausweis. 

In seinen Umsatzsteuererklärungen behandelte der Kläger nicht 

die Zahlungen der Kunden für die Gutscheine, sondern lediglich 

die Vermittlungsprovisionen als steuerbare Umsätze. Das 

Finanzamt behandelte demgegenüber bereits den Verkauf der 

Gutscheine als umsatzsteuerbare Leistungen und minderte das 

Entgelt im Fall der Einlösung der Gutscheine nach § 17 UStG 

um die an die Veranstalter weitergeleiteten Beträge. 

Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster hat die hiergegen 

erhobene Klage abgewiesen. Der Kläger habe steuerbare 

sonstige Leistungen an die Gutscheinerwerber erbracht. Mit dem 

Betrieb seines Internetportals habe er dem Kunden eine 

Infrastruktur zur Verfügung gestellt, die angebotenen Erlebnisse 

zu buchen und in Anspruch zu nehmen. Die Leistungen hätten 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_1404_18_U_Urteil_20200917.html


nicht nur die Ausstellung der Gutscheine zum Inhalt gehabt, 

sondern auch weitere Prozesse wie die Übermittlung der für die 

Terminvereinbarung erforderlichen Kontaktdaten sowie die 

Durchführung und Organisation der Erlebnisse umfasst. 

Der Kläger habe auch die von den Veranstaltern ausgeführten 

Erlebnisleistungen nicht lediglich vermittelt. Vielmehr seien diese 

Leistungen zunächst von den Veranstaltern an den Kläger 

erbracht worden und er habe sie an die Kunden weiter geleistet. 

Er sei gegenüber den Kunden als leistender Unternehmer 

aufgetreten, da er die Leistungen auf seinem Internetportal 

angeboten und entsprechende Organisationsleistungen 

erbracht habe. 

Einen Vorsteuerabzug aus den Leistungen der Veranstalter 

könne der Kläger mangels ordnungsgemäßer Rechnungen 

jedoch nicht in Anspruch nehmen. Das Finanzamt habe auch zu 

Unrecht eine Minderung der Bemessungsgrundlage um die an 

die Veranstalter weitergeleiteten Zahlungen nach § 17 UStG 

vorgenommen, was jedoch wegen des Verböserungsverbots 

nicht zur Festsetzung einer höheren Umsatzsteuer führe. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

 

 

 

 

Weitere 

Entscheidungen 

im Überblick 

 

 

 

 

 

 

 

 



Einkommensteuer 

Zur Auslegung des Begriffs „Grundsatz der 

Risikomischung“ nach dem InvStG a.F. und dem InvG a. F. 

(Urteil vom 22. September 2020, Az. 2 K 1232/10 E) 

Zur Verfassungsmäßigkeit der Abzugs- und 

Rücktragsbeschränkung für Zuwendungen (Spenden und 

Mitgliedsbeiträge) gemäß § 10b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG und 

§ 10b Abs. 1 Satz 9 EStG (Urteil vom 27. August 2020, Az. 5 K 

3940/18 E, F) 

  

Grunderwerbsteuer 

Verstößt die Festsetzung von Grunderwerbsteuer für den 

Kauf eines Hauses einer Familie für Wohnzwecke gegen das 

Grundgesetz? (Urteil vom 20. August 2020, Az. 8 K 470/19 E, 

GrE) 

  

Kraftfahrzeugsteuer 

Dient ein Fahrzeug auch dann noch ausschließlich der 

Krankenbeförderung, wenn hiermit auch ein Rollstuhlfahrer 

zur Arbeit gebracht wird? (Gerichtsbescheid vom 13. Mai 

2020, Az. 6 K 574/19 Kfz) 

  

Umsatzsteuer 

Zu den Anforderungen an den Übergang der 

Verfügungsmacht beim umsatzsteuerlichen 

Reihengeschäft (Urteil vom 27. August 2020, Az. 5 K 1297/17 

U) 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/2_K_1232_10_E_Urteil_20200922.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_3940_18_E_F_Urteil_20200827.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_3940_18_E_F_Urteil_20200827.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/8_K_470_19_E_GrE_Urteil_20200820.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/8_K_470_19_E_GrE_Urteil_20200820.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/6_K_574_19_Kfz_Gerichtsbescheid_20200513.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_1297_17_U_Urteil_20200827.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_1297_17_U_Urteil_20200827.html


Wie sind Vorsteuern aus der Vergütung des 

Insolvenzverwalters und aus Steuerberatungskosten bei 

Fortsetzung des Unternehmens aufzuteilen? (Urteil vom 15. 

September 2020, Az. 15 K 827/18 U) 

  

Verfahrensrecht 

Müssen Umbuchungen in einem Abrechnungsbescheid mit 

dem Wertstellungsdatum oder zusätzlich auch mit dem 

Buchungsdatum angegeben werden? (Urteil vom 9. 

September 2020, Az. 9 K 1361/19 AO, NZB BFH VII B 153/20) 

  

Vollstreckungsrecht 

Zum einstweiligen Rechtsschutz gegen eine Pfändungs- 

und Einziehungsverfügung, die aufgrund eines 

Beitreibungsersuchens eines anderen EU-Mitgliedstaates 

erlassen wurde (Beschluss vom 3. September 2020, Az. 11 V 

1665/20 AO, Beschw. BFH VII B 129/20) 

 

 

 

 

In 

eigener 

Sache 

 

 

 

Erstmals Onlineseminar „Verfahren vor dem Finanzgericht“ 

Am Freitag, dem 6. November 2020 ab 10 Uhr, findet beim 

Finanzgericht Münster erstmals die Seminarveranstaltung 

„Verfahren vor dem Finanzgericht“ in Zusammenarbeit mit dem 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/15_K_827_18_U_Urteil_20200915.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/9_K_1361_19_AO_Urteil_20200909.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/11_V_1665_20_AO_Beschluss_20200903.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/11_V_1665_20_AO_Beschluss_20200903.html


Steuerberaterverband Westfalen-Lippe e. V. als Onlineseminar 

statt. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit führt das Finanzgericht seit 

vielen Jahren Seminare in Zusammenarbeit mit verschiedenen 

Verbänden und Vereinen sowie der Finanzverwaltung durch. In 

der Regel handelt es sich um ganztägige Seminare, bei welchen 

auch der Besuch einer Senatssitzung erfolgt. In Zeiten der 

Kontaktbeschränkungen durch die Corona-Pandemie erfolgt 

nunmehr eine auf zwei Stunden angelegte Veranstaltung ohne 

Sitzungsbesuch, an der Sie vom heimischen Computer aus 

teilnehmen können. 

Vortragen werden die Richterin am Finanzgericht Dr. Peters 

und der Richter am Finanzgericht Dr. Anders. Weitere 

Informationen zum Inhalt und zur Anmeldung finden Sie auf der 

Homepage des Steuerberaterverbands Westfalen-Lippe e.V.  

  

Besuch aus Polen 

Ende September 2020 besuchte die polnische Richterin Frau 

Urzula Zieba das Finanzgericht Münster. Frau Zieba ist 

Richterin am Verwaltungsgericht in Krakau und dort auch für 

Streitigkeit auf dem Gebiet des Steuerrechts zuständig. Der 

einwöchige Hospitationsbesuch fand im Rahmen des 

europäischen Austauschprograms für Richterinnen und Richter 

der Organisation „EJTN - European Judical Training Network“ 

statt und führte zu einem regen Austausch über die 

Gemeinsamkeiten und Unterschiede der richterlichen Tätigkeit 

in den Nachbarländern. 

https://shop.stbs.de/product/view/stbv-steuerberaterverband-westfalen-lippe-ev-online-verfahren-vor-dem-finanzgericht


 

  

 Fr. Zieba (rechts) und Fr. Beidenhauser (Vorsitzende Richterin 

am Finanzgericht Münster) 
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Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint 

regelmäßig zum 15. eines Monats. Sie haben jederzeit die 

Möglichkeit, den Newsletter über folgenden Abmeldelink wieder 

abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des 

Finanzgerichts Münster und der anderen Gerichte Nordrhein-

Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank NRW-

Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts 

Münster sind die anhängigen Revisionsverfahren gegen 

Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 

1. Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der 

Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, auf die verwiesen wird, 

sind auf der gerichtseigenen Rechtsprechungsdatenbank des 

Bundesfinanzhofs abrufbar. Die Entscheidungen werden nur zur 

nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei zur Verfügung gestellt (§ 

11 Abs. 2 S 2 JVKostG). Informationen für Interessenten einer 

gewerblichen Nutzung werden hier bereitgestellt. 
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